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Beruf & Beschäftigung von AbsolventInnen  
von Hochschulausbildungen am Beispiel  

des öffentlichen Dienstes –  
Trends & Entwicklungen

Kurzdossier »Jobchancen Studium« (82): www.ams.at/jcs

1 �Einleitung

Die Umsetzung einer leistungsstarken Bildungs- und Berufsbe-
ratung für alle Bevölkerungsgruppen in Österreich stellt eine der 
zentralen Aufgaben des AMS und seiner BerufsInfoZentren (BIZ) 
dar. Dies schließt im Besonderen auch SchülerInnen und Matu-
rantInnen, grundsätzlich an einer hochschulischen Aus- und/oder 
Weiterbildung interessierte Personen genauso wie die am Arbeits-
markt quantitativ stark wachsende Gruppe der Hochschulabsol-
ventInnen1 mit ein. Sowohl im Rahmen des Projektes »Jobchancen 
Studium«2 als auch im Rahmen des AMS-Berufslexikons3 leistet 
hier die Abt. Arbeitsmarktforschung und Berufsinformation/ABI 
des AMS Österreich eine laufende Informationstätigkeit, die sich 
sowohl an MultiplikatorInnen bzw. ExpertInnen als auch direkt 
an die Ratsuchenden selbst wendet. Das vorliegende AMS info 
erläutert einige wichtige Trends und Entwicklungen im Hinblick 
auf Beruf und Beschäftigung von AbsolventInnen von Hochschul-

1 � So konstatiert die aktuelle »Mittelfristige Beschäftigungsprognose für Österreich 
bis 2028« des WIFO im Auftrag des AMS Österreich den anhaltenden Trend zur 
Akademisierung der Berufswelt mit folgenden Worten: »Eine stark positive Be-
schäftigungsdynamik ist in Tätigkeiten auf akademischem Niveau, v. a. in tech-
nischen und naturwissenschaftlichen sowie sozial- und wirtschaftswissenschaftli-
chen Berufen, mit jährlichen Wachstumsraten von jeweils zumindest 2,1 Prozent 
pro Jahr zu beobachten. Vgl. Horvath, Thomas/Huber, Peter/Huemer, Ulrike/
Mahringer, Helmut/Piribauer, Philipp/Sommer, Mark/Weingärtner, Stefan (2022): 
AMS report 170: Mittelfristige Beschäftigungsprognose für Österreich bis 2028 – 
Berufliche und sektorale Veränderungen im Überblick der Periode von 2021 bis 
2028. Wien. Seite 24ff. Internet: www.ams-forschungsnetzwerk.at/deutsch/publi-
kationen/BibShow.asp?id=14009.

2 � Hier werden u.a regelmäßig in Kooperation mit dem Bundesministerium für 
Bildung, Wissenschaft und Forschung (BMBWF) 13 detaillierte BerufsInfoBro-
schüren erstellt, die das komplette Spektrum des Arbeitsmarktes für Hochschul-
absolventInnen (Universitäten, Fachhochschulen, Pädagogische Hochschulen, 
Privatuniversitäten) abdecken und dabei im Besonderen auf die verschiedenen 
Aspekte rund um Tätigkeitsprofile, Beschäftigungsmöglichkeiten, Berufsanfor-
derungen sowie Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten eingehen. Der rasche 
Download-Zugang zu allen Broschüren ist unter www.ams.at/jcs bzw. www.ams.
at/broschueren möglich. Die Überblicksbroschüre »Beruf und Beschäftigung nach 
Abschluss einer Hochschule (UNI, FH, PH) – Überblicksbroschüre über Arbeits-
marktsituation von HochschulabsolventInnen« ist zusätzlich auch im Printformat 
in allen BerufsInfoZentren (BIZ) des AMS erhältlich (Standortverzeichnis: www.
ams.at/biz).

3 � Siehe hierzu www.ams.at/berufslexikon (Abschnitt UNI/FH/PH).

ausbildungen4 am Beispiel des öffentlichen Dienstes und gibt da-
rüber hinaus Infos zu einschlägigen weiterführenden Quellen im 
Hinblick auf Studium, Arbeitsmarkt und Beruf.

2 �Strukturwandel: Wissensgesellschaft / Akademi­
sierung und Technologisierung / Digitalisierung /  
Ökologisierung

In der Arbeits- und Berufswelt ist ein lang anhaltender Struktur-
wandel hin zu einer Wissensgesellschaft zu beobachten, die sich 
durch Technologie, Forschung und Innovation auszeichnet, wobei 
zwei Dimensionen besonders hervorzuheben sind, nämlich jene 
der Digitalisierung (einschließlich der zunehmenden Etablierung 
von digital unterstützen Modellen der Arbeitsorganisation und 
Berufsausübung, wie z. B. Remote Work, Home Office usw.5) sowie 
jene der Ökologisierung der Wirtschaft, welche durch Bezeich-
nungen wie »Green Economy«, »Green Jobs«, »Green Skills« oder 
»Green Transition« geprägt wird.6 

Als ein zentraler bildungspolitischer Schlüsselbegriff der für 
diesen Wandel notwendigen Qualifikationen wird häufig der Be-
griff MINT genannt. Darunter sind die Ausbildungs- und Berufs-
felder »Mathematik«, »Informatik«, »Naturwissenschaften« und 
»Technik« zu verstehen. Das Vorhandensein und die Verfügbar-
keit von MINT-Kompetenzen werden als essenziell angesehen, 
um z. B. an Produktivitätsgewinnen in den Hightech-Sektoren 

4 � Ausführlich über die zahlreichen Studienangebote an Universitäten, Fachhoch-
schulen und Pädagogischen Hochschulen informieren die Website www.studien-
wahl.at des BMBWF, die Website www.ams.at/ausbildungskompass des AMS, die 
Website www.studienplattform der ÖH bzw. die Websites der jeweiligen Hoch-
schulen.

5 � Die Fähigkeit, mithilfe digitaler Technologien bzw. Techniken (Computer, Inter-
net/Mobiles Internet, Social Media, Nutzung diverser digitaler Tools usw.) sein 
privates wie soziales und berufliches Leben zu gestalten, bedarf profunder infor-
mationstechnologischer wie auch medienbezogener Kenntnisse (Digital Skills, 
Medienkompetenzen). Österreich hat dazu u. a. die Initiative »Digital Austria« ins 
Leben gerufen. Internet: www.digitalaustria.gv.at.

6 � Grundsätzlich zum Wandel in der Arbeits- und Berufswelt vgl. z. B. Bock-Schap-
pelwein, Julia/Egger, Andrea (2023): Arbeitsmarkt und Beruf 2030 – Rückschlüsse 
für Österreich (= AMS report 173). Wien. Internet: www.ams-forschungsnetzwerk.
at/deutsch/publikationen/BibShow.asp?id=14035.
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teilhaben und um generell mit dem globalen technologischen 
Fortschritt, der sich sowohl über die industriellen als auch Dienst-
leistungssektoren erstreckt, mithalten zu können.7 

Grundsätzlich ist auch in Österreich eine deutliche Auswei-
tung der Beschäftigung auf akademischem Niveau, so vor allem 
in technischen bzw. naturwissenschaftlichen sowie sozial- und 
wirtschaftswissenschaftlichen Berufen und hochqualifizierten Ge-
sundheitsberufen, zu erwarten. Hervorzuheben bleibt, dass hier 
MINT-Berufe die Spitzenreiter darstellen, und zwar mit bis zu vier 
Prozent Beschäftigungswachstum pro Jahr bis 2028 für die Gruppe 
der »Akademischen und verwandten IKT-Berufe«.8 

3 �Beschäftigungssituation im öffentlichen Dienst

Der öffentliche Dienst hat – vergleichbar zahlreichen, nach einem 
Bürokratiemodell organisierten Großunternehmen  – für große 
Gruppen seiner DienstnehmerInnen spezifische Karrierewege 
festgelegt, deren Grenzen sich für die meisten Erwerbstätigen im 
öffentlichen Dienst nur unter besonderen Umständen überschrei-
ten lassen.9 Hauptkriterium für die Einreihung in dieses Tätig-
keits- und Gehaltsschema ist der formale Bildungsgrad, der als 
Voraussetzung für die Erfüllung des jeweiligen Aufgabengebietes 
eines Arbeitsplatzes gilt. Dabei gilt ein strenges Hierarchieprinzip, 
d. h. z. B., dass die Einkommensentwicklung von Beschäftigten, die 
auf unterschiedlichen Qualifikationsstufen tätig sind, streng fest-
gelegt sind und sich nicht überschneiden können. Veränderungen 
in der beim Einstieg erfolgten Einstufung in das Karriereschema 
können nur durch nachgewiesene Qualifikationen (z. B. interne 
Kurse, Prüfungen oder zusätzliche Schul- bzw. Hochschulausbil-
dungen) oder durch eine erfolgreich absolvierte Mindestdienstzeit 
im öffentlichen Dienst erfolgen.

Nachdem in den ersten Jahren nach der Jahrtausendwende – 
auch über Ausgliederungen – der Personalstand des Bundes auf 
132.756 Vollbeschäftigungsäquivalente (VBÄ) im Jahr 2004 erheb-
lich reduziert worden war (im Vergleich zu 1999 um – 33.735 VBÄ), 
blieb der Personalstand mit nur geringfügigen Schwankungen bis 
2010 auf diesem Niveau. In den darauffolgenden Jahren erfolg-
te wieder eine Phase des Personalabbaus, 2013 wurde mit 129.873 
Vollbeschäftigungsäquivalenten der Tiefststand erreicht. Seither 
wurde der Personalstand sukzessive wieder erhöht, und Ende De-
zember 2022 lag der Personalstand des Bundes wieder bei 135.357 
Vollbeschäftigungsäquivalenten (VBÄ). Der Personalstand in den 
ausgegliederten Einheiten wurde sukzessive zurückgefahren, und 
zwar von 11.818 VBÄ im Jahr 2004 auf 3.843 im Jahr 2022.

Insbesondere die Berufsgruppe »Verwaltungsdienst« wurde 
deutlich verkleinert, während im Bereich »Sicherheit« die Perso-

7 � Binder, David et al. (2021): Entwicklungen im MINT-Bereich an Hochschulen 
und am Arbeitsmarkt. Institut für Höhere Studien. Wien. Internet: www.ams-
forschungsnetzwerk.at/deutsch/publikationen/BibShow.asp?id=13419.

8 � Horvath, Thomas/Huber, Peter/Huemer, Ulrike/Mahringer, Helmut/Piribauer, 
Philipp/Sommer, Mark/Weingärtner, Stefan (2022): AMS report 170: Mittelfristige 
Beschäftigungsprognose für Österreich bis 2028 – Berufliche und sektorale Ver-
änderungen im Überblick der Periode von 2021 bis 2028. Wien. Seite 25. Internet: 
www.ams-forschungsnetzwerk.at/deutsch/publikationen/BibShow.asp?id=14009.

9 � Die Daten und Informationen in diesem Kapitel stammen, sofern nicht anders 
angegeben, aus: Bundesministerium Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport 
(2023): Das Personal des Bundes 2023. Daten und Fakten.

nalstände auf annähernd gleichem Niveau gehalten und im Be-
reich »Bildung« sogar vergrößert wurden. Die Aufnahme in den 
öffentlichen Dienst geschieht mittlerweile in der Regel auf der Basis 
eines privatrechtlichen Dienstvertrages (als Vertragsbedienste/r). 
Dieses vertragliche Dienstverhältnis beruht, wie auch privatwirt-
schaftliche Beschäftigungsverhältnisse, auf einem Dienstvertrag 
und endet mit der Pensionierung (bzw. mit Kündigung oder 
Entlassung). 2019 lag der BeamtInnenanteil (bezogen auf Vollzei-
täquivalente) bei 52 Prozent, 2022 bei 48,6 Prozent. Die Mehrheit 
der Beschäftigten ab dem 50. Lebensjahr aufwärts sind Beam-
tInnen, während unter den jüngeren Beschäftigten mehrheitlich 
Vertragsbedienstete sind: Der Anteil der Beamteten beträgt bei 
den Über-50-Jährigen rund 58 Prozent während er bei den Unter-
40-Jährigen nur bei rund 43 Prozent liegt.

Tabelle 1: � Beschäftigung im öffentlichen Dienst, in Vollbeschäftigungs-
äquivalenten (VBÄ)

Jahr BeamtInnen Vertragliches 
Personal

Gesamt­
personalstand

2004 90.058 42.698 132.756

2008 85.231 47.553 132.784

2012 77.447 53.736 131.183

2013 75.053 54.820 129.873

2014 75.201 55.791 130.992

2015 74.768 56.593 131.361

2016 73.686 59.055 132.741

2017 72.415 62.154 134.569

2018 71.521 64.060 135.581

2019 70.224 64.905 135.128

2020 69.015 66.826 135.840

2021 67.779 68.202 135.981

2022 65.821 69.536 135.357

Quelle: Bundesministerium Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport (2023): Das 
Personal des Bundes 2023. Daten und Fakten, Seite 71. Anmerkung: Ein Vollbeschäf-
tigungsäquivalent entspricht einer vollbeschäftigten Person

Das Beamtendienstverhältnis hingegen ist zunächst provisorisch 
und kann unter bestimmten Bedingungen mittels Bescheid ge-
kündigt werden (z. B. bei Pflichtwidrigkeit, unbefriedigendem 
Arbeitserfolg, Verlust der körperlichen oder geistigen Eignung, 
Bedarfsmangel). Nach einer Dienstzeit von sechs Jahren im pro-
visorischen Dienstverhältnis – und in den meisten Fällen nach 
Ablegung einer Dienstprüfung  – wird das Beamtendienstver-
hältnis definitiv, d. h. unkündbar. Grundsätzlich sind damit (also 
der Pragmatisierung) eine hohe Arbeitsplatzsicherheit und die 
Aufnahme in den BeamtInnenstatus verbunden. Aufgrund des 
Pragmatisierungs-Stopps der letzten Jahre kommen Pragmatisie-
rungen bei neu eingetretenen MitarbeiterInnen in Berufsgruppen 
mit vertraglicher Alternative zum öffentlich-rechtlichen Dienst-
verhältnis nicht mehr vor (Verwaltungsdienst, LehrerInnen, Kran-
kenpflegedienst). Aufgrund der Autonomisierung der österreichi-
schen Universitäten wird es auch in diesem Sektor keine (neuen) 
Pragmatisierungen mehr geben. Personen, die bis zum 31.12.2003 
bereits pragmatisiert wurden, behalten diesen Status auch weiter-
hin bei. Alle anderen sind Angestellte.
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Tabelle 2: � Berufsgruppen im Bundesdienst, 2022

Berufsgruppen VBÄ Prozent Männer Frauen Frauen­
anteil

BeamtInnen­
anteil

Verwaltungsdienst 45.471 33,6 % 22.081 23.390 53,6 % 34,1 %

Lehrpersonen 38.247 28,3 % 15.714 22.533 59,9 % 8,9 %

Exekutivdienst 34.182 25,3 % 27.170 7.012 21,6 % 90,6 %

Militärischer Dienst 12.835 9,5 % 12.357 478  3,9 % 98,0 %

RichterInnen / StaatsanwältInnen 3.006 2,2 % 1.328 1.678 57,8 % 100,0 %

Hochschullehrpersonen 1.105 0,8 % 429 677 61,4% 13,3%

Krankenpflegedienst 206 0,2 % k. A. k. A. k. A. k. A.

Schulaufsicht 270 0,2 % k. A. k. A. k. A. k. A.

Sonstige 35 0,0 % k. A. k. A. k. A. k. A.

Gesamt  135.357

Quelle: Bundesministerium Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport (2023):  
Das Personal des Bundes 2023. Daten und Fakten 

Tabelle 3: � AkademikerInnenanteil im Bundesdienst

Jahr Bund Privater Sektor

2000 30,6 %  4,7 %

2005 28,9 %  7,9 %

2010 31,5 % 10,4 %

2011 31,8 % 10,6 %

2012 32,2 % 11,7 %

2013 32,6 % 12,6 %

2014 32,6 % 13,7 %

2015 33,0 % 14,4 %

2016 33,2 % 14,8 %

2017 33,5 % 15,9 %

2018 33,7 % 15,9 %

2019 33,8 % 16,6 %

2020 34,1% 18,1%

2021 34,5% 18,5%

2022 35,0% 19,4%

Quelle: Bundesministerium Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport (2023): Das 
Personal des Bundes 2023. Daten und Fakten, Seite 69

Dienstverhältnisse im öffentlichen Bereich weisen gegenüber 
dem privaten Bereich eine höhere Stabilität auf. Im privaten Sek-
tor kann es aus wirtschaftlichen Gründen zur Auflösung oder 
Schließung von Unternehmen kommen, wodurch es zu einem 
Einkommensknick der betroffenen ArbeitnehmerInnen kommen 
kann. Ähnliches gilt auch, wenn die Einsatzfähigkeit einer / eines 
Beschäftigten aufgrund von Krankheit nachlässt. Derartige Risi-
ken hat die / der einzelne Beschäftigte im privaten Bereich mehr 
oder weniger selbst zu tragen, während sie / er diesem Risiko im 
öffentlichen Dienst nicht ausgesetzt ist.

Generell lässt sich im öffentlichen Dienst ein hoher Anteil 
an AkademikerInnen vorweisen, im Jahr 2021 lag er bei 35,0 
Prozent. Der Grund dafür ist v. a. die Zusammensetzung der Be-
rufsgruppen. RichterInnen, StaatsanwältInnen und der Großteil 
der LehrerInnen sind AkademikerInnen. Auch in den Ministeri-
en herrscht ein hoher Bedarf an gut qualifizierten ExpertInnen, 

wie z. B. JuristInnen, VolkswirtInnen, 
oder BetriebswirtInnen. Im Verhält-
nis zum öffentlichen Dienst verfügt 
der private Sektor mit 19,4 Prozent 
über einen weitaus geringeren Aka-
demikerInnenanteil. Die Anzahl der 
AkademikerInnen steigt allerdings 
sowohl im privaten als auch im öf-
fentlichen Sektor – im privaten Sektor 
von einem niedrigen Ausgangsniveau 
aus dynamischer als im öffentlichen 
Sektor. Der Frauenanteil unter den 
AkademikerInnen im Bundesdienst 
lag 2022 bei 57,5 Prozent.

Das Durchschnittsalter der Bun-
desbediensteten ist mit 45,0 Jahren 

generell deutlich höher als in der Privatwirtschaft, wo es bei 39,6 
Jahren liegt. Bis 2035 werden rund 45 Prozent des bestehenden 
Personals aufgrund von Pensionierungen aus dem Bundesdienst 
ausscheiden. Mit 44 Prozent ist auch unter den AkademikerInnen 
der Anteil in der Altersgruppe 50+ sehr hoch und bedeutet, dass 
kurz- und mittelfristig ein erheblicher Nachbesetzungsbedarf (ins-
besondere bei den LehrerInnen) besteht. Nur 23 Prozent der im 
Bundesdienst beschäftigten AkademikerInnen sind jünger als 35 
Jahre. Beschäftigungschancen im öffentlichen Dienst ergeben sich 
also weniger aus zusätzlich entstehenden Arbeitsplätzen, sondern 
vielmehr aus dem erheblichen Ersatzbedarf aufgrund von Über-
tritten in den Ruhestand.

3.1 �Ausschreibungsmodalitäten

Das Bundesgesetz vom 25.1.1989 über die Ausschreibung be-
stimmter Funktionen und Arbeitsplätze sowie die Besetzung von 
Planstellen im Bundesdienst (Ausschreibungsgesetz) regelt das 
Bewerbungsverfahren für die Aufnahme in den Bundesdienst. Die 
Bewerbung um die Aufnahme in den Öffentlichen Dienst steht al-
len österreichischen StaatsbürgerInnen oder diesen gleichgestell-
ten Personen (z. B. EU-BürgerInnen) offen. Gelangt eine konkrete 
Stelle zur Nachbesetzung oder wird eine solche neu geschaffen, 
so ist diese freie Stelle öffentlich auszuschreiben. Dies erfolgt 
durch Veröffentlichung im EVI, dem digitalen Amtsblatt der Re-
publik Österreich (www.evi.gv.at), und zumeist auch in weiteren 
Tageszeitungen. Als Ausschreibung gilt auch der Aushang an der 
Amtstafel der jeweiligen Dienststelle. Im Gesetz ist ebenfalls eine 
Verpflichtung zur gleichzeitigen Verständigung der zuständigen 
Landesgeschäftsstelle des AMS und des Bundeskanzleramts (»Job-
Börse«) vorgesehen. Die Ausschreibung hat neben der Beschrei-
bung des Aufgabengebietes auch die geforderten Qualifikationen 
und die weiteren Bewerbungsmodalitäten zu beinhalten. Ebenfalls 
wird eine Bewerbungsfrist festgelegt. Des Weiteren müssen sich 
BewerberInnen mit der Aufnahme in eine öffentlich einsehbare 
BewerberInnenliste einverstanden erklären. Für den Bundesdienst 
ist eine standardisierte schriftliche Eignungsprüfung vorgesehen. 
Diese entfällt dann bzw. wird durch persönliche Gespräche ersetzt, 
wenn für die ausgeschriebenen Positionen ExpertInnen auf be-
stimmten Fachgebieten gesucht werden und deren Eignung für die 
ausgeschriebene Stelle nicht durch ein standardisiertes Verfahren 
geprüft werden kann. Das traditionell im öffentlichen Dienst gel-
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tende strikte Vorbildungsprinzip wird heute – zumindest bei den 
Vertragsbediensteten – deutlich flexibler angewandt.

3.2 �Karriere im öffentlichen Dienst

»In Österreich sind lang andauernde und lebenslange Karriere-
verläufe innerhalb des öffentlichen Dienstes noch immer sehr 
häufig – die Durchlässigkeit zur Arbeitswelt der Privatwirtschaft 
wird allerdings höher. Bei der Besetzung einer hohen Führungs-
funktion findet nicht nur eine öffentliche Ausschreibung statt, 
sondern wird überdies ein Auswahlvorschlag einer unabhängigen 
Begutachtungskommission der Personalentscheidung zugrunde-
gelegt. Spitzenfunktionen in der öffentlichen Verwaltung, so etwa 
die Leitung einer Ministerialsektion, werden nur mehr befristet 
auf fünf Jahre vergeben.«10

Aufgrund genauer gesetzlicher Regelungen sind die Aufstiegs-
chancen für Frauen – so v. a. auch, was die Höhe des Gehaltes be-
trifft – im öffentlichen Bereich grundsätzlich günstiger. Der Anteil 
an Frauen in Führungspositionen ist von 27,7 Prozent im Jahr 2006 
auf 37,5 Prozent im Jahr 2022 gestiegen. Der Gender-Pay-Gap beim 
Einkommen und beim Anteil an Teilzeitbeschäftigten ist weniger 
ausgeprägt als in der Privatwirtschaft: Unter Einbeziehung der 
Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigung lag der Gender-Pay-Gap im 
Bundesdienst 2022 bei 8,1 Prozent, in der Privatwirtschaft (2021) 
bei 18,86 Prozent.

3.3 �Jobbörse des Bundes

Internet: www.jobboerse.gv.at�

10 � Bundeskanzleramt (Hg.) (2011): Verwaltung in Österreich, Seite 14.

P. b. b.
Verlagspostamt 1200, 02Z030691M

Alle Publikationen der Reihe AMS info können über das AMS-Forschungs-
netzwerk abgerufen werden. Ebenso stehen dort viele weitere Infos und 
Ressourcen (Literaturdatenbank, verschiedene AMS-Publikationsreihen, 
wie z. B. AMS report, FokusInfo, Spezialthema Arbeitsmarkt, AMS-Praxis-
handbücher) zur Verfügung – www.ams.at/forschungsnetzwerk. 

Kontakt Redaktion 
AMS Österreich, Abt. Arbeitsmarktforschung und Berufsinformation
1200 Wien
Treustraße 35–43
E-Mail: redaktion@ams-forschungsnetzwerk.at
Internet: www.ams-forschungsnetzwerk.at

Medieninhaber, Herausgeber und Verleger: Arbeitsmarktservice Österreich, Abt. Arbeitsmarktforschung und Berufsinformation /ABI, Sabine Putz, René Sturm, Treustraße 35–43, 1200 Wien

August 2024  •  Grafik: L anz, 1030 Wien  •  Druck: Ferdinand Berger & Söhne Ges.m.b.H., 3580 Horn

https://forschungsnetzwerk.ams.at
… ist die Internet-Adresse des AMS Österreich für die Arbeitsmarkt-, Berufs- und Qualifikationsforschung


